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Ablauf einer Fallbearbeitung im Bereich 
Intervention im Erzbistum Hamburg
vereinfachte schematische Darstellung

Eingang einer Meldung über einen (möglichen) Missbrauchsfall*

Angebot eines Gespräches

Information an den Erzbischof/Generalvikar  
bzw. den Leiter des kirchlichen Rechtsträgers

Erste Bewertung auf Plausibilität

Gespräch mit der betroffenen Person

Erstellung eines Protokolls

Der Ordinarius bzw. der Dienstgeber entscheidet über konkrete 
Maßnahmen unter Berücksichtigung der kirchen-, arbeits-, dienst- und 
auftragsrechtlichen Bestimmungen bis zum Abschluss des Verfahrens.

Betroffene werden über die beschlossenen Maßnahmen und den 
jeweiligen Stand der Umsetzung in Kenntnis gesetzt und Hilfen werden 

angeboten oder vermittelt.

Im Büro der unabhängigen Ansprechperson

Beschuldigter ist Kleriker

Der Erzbischof leitet per Dekret  
eine Voruntersuchung ein. 

Das Ergebnis der Voruntersuchung wird in einem 
Bericht für den Erzbischof zusammengefasst.

Nach Abschluss der Voruntersuchung:  
Übergabe des Aktenmaterials an das Dikasterium 

für die Glaubenslehre, das über das  
weitere Vorgehen entscheidet

Anhörung des Beschuldigten **

Erstellung eines Protokolls und Sammeln  
von be- und entlastendem Material

Unmittelbar im Referat Intervention

Beschuldigte/r ist/war im kirchlichen Dienst 
beschäftigt oder ehrenamtlich tätig

Gespräch mit der beschuldigten Person**

Erstellung eines Protokolls und Sammeln  
von be- und entlastendem Material

Bei tatsächlichen Anhaltspunkten für den 
Verdacht einer Straftat oder weiterer sexual
bezogener Straftaten: Weiterleitung an die 

staatliche Strafverfolgungsbehörde

Bei tatsächlichen Anhaltspunkten für den 
Verdacht einer Straftat oder weiterer sexual
bezogener Straftaten: Weiterleitung an die 

staatliche Strafverfolgungsbehörde

*	� durch Betroffene oder durch Personen, die 
Kenntnis von einem Vorfall sexualisierter 
Gewalt oder von einem laufenden Ermittlungs­
verfahren oder von einer erfolgten Verurtei­
lung erlangen. Alle im kirchlichen Dienst 
Beschäftigten sind zu einer solchen Meldung 
verpflichtet, wenn sie im dienstlichen Kontext 
außerhalb eines Beicht- oder explizit 
seelsorglichen Gesprächs davon erfahren.

**	� sofern die Aufklärung des Sachverhaltes nicht 
gefährdet und die Ermittlungsarbeit der 
Strafverfolgungsbehörden nicht behindert 
wird.


